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Gericht: Bayerisches Landessozialgericht 11. Senat
Entscheidungsdatum: 24.02.2016
Aktenzeichen: L 11 AS 698/15
ECLI: ECLI:DE:BAYLSG:2016:0224.11AS698.15.00
Dokumenttyp: Beschluss
Quelle:

Normen: § 59 SGB 2, § 309 Abs 4 SGB 3, § 144 Abs 1 S 1 Nr 1 SGG, § 143 SGG,
§ 202 SGG ... mehr

Zitiervorschlag: Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 24. Februar 2016 – L 11
AS 698/15 –, juris

 

Grundsicherung für Arbeitsuchende: Gewährung einer Wegstreckenentschädi-
gung für die Wahrnehmung eines Meldetermins; Anforderung an die Abrech-
nung; Bestimmung des Berufungswerte bei einer objektiven Klagehäufung

Leitsatz

Zur Zulässigkeit der Berufung erstinstanzlich verbundener Verfahren.(Rn.13)
 
Zum Nachweis und Umfang des Aufwendungsersatzes anlässlich der Wahrnehmung von
Meldeterminen.(Rn.15)

Orientierungssatz

1. Eine Wegstreckenentschädigung für die Wahrnehmung eines Meldetermins durch einen
Grundsicherungsempfänger kann nur dann gewährt werden, wenn die tatsächlich angefalle-
nen Kosten abgerechnet und dabei auch nachgewiesen werden. Dabei kann eine pauschalier-
te Entschädigung mit einem festen Satz je Kilometer nur dann gewährt werden, wenn die An-
fahrt tatsächlich mit einem Kraftfahrzeug erfolgte. Wird die Art des benutzten Verkehrsmittels
dagegen nicht nachgewiesen, scheidet die Gewährung einer Entschädigung aus.(Rn.15)

2. Wurden in einem sozialgerichtlichen Verfahren durch das Sozialgericht mehrere Klagen mit-
einander zu einem Verfahren verbunden, so ermittelt sich der Berufungswert aus der Addition
der Werte für die geltend gemachten Ansprüche. Dabei kommt es für die Wertermittlung auf
den Zeitpunkt der Einlegung der Berufung an.(Rn.13)

Verfahrensgang

vorgehend SG Nürnberg, 9. Juli 2014, S 13 AS 1105/13, Urteil
nachgehend BSG 14. Senat, 30. März 2017, B 14 AS 97/16 B, Beschluss
Diese Entscheidung wird zitiert

 Kommentare
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III
● Harks, 2. Auflage 2019, § 309 SGB III
 

Tenor
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I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 09.07.2014 wird in Be-
zug auf das vormalige Verfahren S 13 AS 1105/13 (Ziffer III des Tatbestandes und Ent-
scheidungsgründe) zurückgewiesen.

II. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

1 Die Klägerin begehrt die Erstattung von Reisekosten zu zwei Meldeterminen.

2 Seit Oktober 2006 bezieht die Klägerin Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
(Arbeitslosengeld II - Alg II) nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

3 Nachdem die Klägerin zwei Meldetermine am 13.09.2012 und 27.09.2012, zu denen sie
der Beklagte unter Hinweis auf § 59 SGB II iVm § 309 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
III) geladen hatte, erschienen war, beantragte sie am 08.05.2013 die Erstattung der ihr
anlässlich dieser Termine entstandenen Reisekosten. Sie habe ein öffentliches Verkehrs-
mittel benutzt. Belege seien nicht mehr vorhanden. Die Reisekosten seien daher pau-
schaliert in Höhe von 0,20 € je Entfernungskilometer, d.h. in Höhe von jeweils 4,40 €
(= 22 Kilometer x 0,20 €/km), zu erstatten. Dies lehnte der Beklagte mit Bescheid vom
29.05.2013 ab. Die geltend gemachten Kosten seien nur gegen Vorlage von Nachweisen
zu erstatten. Trotz Aufforderung habe die Klägerin solche nicht vorgelegt. Mit dem da-
gegen eingelegten Widerspruch machte die Klägerin geltend, sie habe die Meldetermine
unstreitig wahrgenommen. Bereits die Lebenserfahrung spreche dagegen, dass die An-
reise ohne Kostenaufwand habe erfolgen können. Die Erstattungspflicht des Beklagten
ergebe sich auch aus dem Umstand, dass die Antragsformulare mit anderen Personen-
gruppen eine Pauschalabrechnung vorsehe. Die Vorlage von Nachweisen stelle insoweit
einen unangemessenen Verwaltungsaufwand dar. Den Widerspruch wies der Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 19.08.2013 zurück. Die Klägerin habe nach ihren Anga-
ben ein öffentliches Verkehrsmittel benutzt. Einen Nachweis dafür, dass ihr Kosten für
die Wahrnehmung der Termine entstanden seien, könne sie aber nicht führen. Ein derar-
tiger Kostenaufwand müsse auch nicht zwangsläufig entstanden sein, denn es erscheine
denkbar, dass die Klägerin andere Möglichkeiten einer kostenfreien Anreise zu den Ter-
minen genutzt habe. Eine pauschale Erstattung entsprechend einer Fahrt mit einem PKW
komme nicht in Betracht, denn die Klägerin sei nicht mit einem privaten PKW angereist,
dessen Nutzung einen Kostenaufwand verursacht hätte.

4 Gegen den Widerspruchsbescheid hat die Klägerin Klage zum Sozialgericht Nürnberg
(SG) erhoben (S 13 AS 1105/13). Der Beklagte sei verpflichtet die Reisekosten zu erstat-
ten, denn diese seien auf seine Veranlassung entstanden. Unter Beachtung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung sei ihr eine Pauschale von 0,20 €/km zu erstatten, denn die
Anreise zu dem Meldetermin habe ohne Zweifel einen Kostenaufwand verursacht, selbst
wenn sie zu Fuß gegangen wäre. Gegebenenfalls sei der Kostenaufwand durch das Ge-
richt zu schätzen. Das SG hat nach Eröffnung der mündlichen Verhandlung das Verfah-
ren S 13 AS 1105/13 mit weiteren sechs dort anhängigen Verfahren (S 13 AS 99/13, S 13
AS 252/13, S 13 AS 1106/13, S 13 AS 1107/13, S 13 AS 1123/13 und S 13 AS 642/14) zur
gemeinsamen Entscheidung verbunden und, nachdem die Klägerin nicht erschienen war,
auf Antrag des Beklagten, nach Lage der Akten zu entscheiden, die Klage ohne mündli-
che Verhandlung mit Urteil vom 09.07.2014 abgewiesen (Ziffer III des Tatbestandes und
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der Entscheidungsgründe). Grundsätzlich habe die Klägerin zwar Anspruch auf Erstat-
tung von Reisekosten zu Meldeterminen iSd § 59 SGB II i.V.m. § 309 SGB III auch wenn
es sich um eine Ermessensleistung handle. Erstattungsfähig seien jedoch nur die tat-
sächlich nachgewiesenen Kosten. Trotz der Kenntnis, dass die angefallenen Reisekosten
nachzuweisen seien, habe die Klägerin keine Belege für ihren Kostenaufwand erbracht.

5 Gegen das Urteil hat die Klägerin Berufung beim Bayer. Landessozialgericht (LSG) ein-
gelegt. Nach Trennung der Verfahren unter Beachtung der erstinstanzlichen Streitge-
genstände (Beschluss vom 30.09.2015) wird das vormals vor dem SG unter dem Ak-
tenzeichen S 13 AS 1105/13 (Erstattung von Reisekosten zu den Meldeterminen am
13.09.2012 und 27.09.2012) unter dem Aktenzeichen L 11 AS 698/15 fortgeführt. In Be-
zug auf dieses Verfahren hat die Klägerin ihr erstinstanzliches Vorbringen wiederholt.

6 Die Klägerin beantragt sinngemäß,

7 das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 09.07.2014 in Bezug auf das vormalige Ver-
fahren S 13 AS 1105/13 (Ziffer III des Tatbestandes und Entscheidungsgründe) aufzuhe-
ben und den Beklagten unter Abänderung des Bescheides vom 29.05.2013 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19.08.2013 zu verurteilen, Fahrkosten zu den Melde-
terminen am 13.09.2012 und 27.09.2012 in Höhe von insgesamt 8,80 € zu erstatten.

8 Der Beklagte beantragt,

9 die Berufung wird abgewiesen.

10 Das SG habe in Bezug auf die Erstattung der Fahrkosten zu den Meldeterminen zutref-
fend entschieden.

11 Zur Ergänzung des Sachverhaltes wird auf die beigezogenen Veraltungsakten des Be-
klagten sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

12 Der Senat kann die Berufung vorliegend nach erfolgter Anhörung der Beteiligten durch
Beschluss zurückweisen, da kein Fall des § 105 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
vorliegt und er sie einstimmig für unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht
für erforderlich hält (§ 153 Abs. 4 Sätze 1 und 2 SGG). Im Rahmen der zu treffenden Er-
messungsentscheidung hat der erkennende Senat berücksichtigt, dass das SG zwar nur
nach Lage der Akten entschieden hat, die Klägerin jedoch erstinstanzlich die Möglichkeit
hatte, sich rechtliches Gehör in einer mündlichen Verhandlung zu verschaffen. Sie war
ordnungsgemäß zu der mündlichen Verhandlung am 09.07.2014 geladen und auf die
Möglichkeit einer Entscheidung nach Lage der Akten hingewiesen worden (vgl. zur Mög-
lichkeit einer Entscheidung durch Beschluss nach einer erstinstanzlichen Entscheidung
gemäß § 126 SGG; Sommer in Roos/ Wahrendorf, Sozialgerichtsgesetz, § 153 Rn.25).
Anhaltspunkte dafür, dass ein Antrag auf Verlegung der mündlichen Verhandlung vor
der Entscheidung im Verfahren beim SG eingegangen war, gibt es nach Lage der Akten
nicht. Das SG hat die mündliche Verhandlung (dem Protokoll zufolge wohl auch) eröffnet,
die Klägerin ist allerdings nicht erschienen. Zudem war zu berücksichtigen, dass die Klä-
gerin auch im Laufe des Berufungsverfahren zu zwei Terminen, anlässlich derer sie die
Gelegenheit gehabt hätte, sich mündlich zur Sache zu äußern, ohne Angabe von Grün-
den bzw. ohne Angabe hinreichender Gründe nicht erschienen ist.
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13 Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist trotz der geltend gemachten Be-
schwer von ledig 8,80 € zulässig (§§ 143, 144, 151 SGG), denn das Verfahren S 13 AS
1105/13 war mit anderen Verfahren verbunden, wobei die Berufungen in Bezug auf die-
se Streitgegenstände (u.a. S 13 AS 642/14 - Auskunftsklage) zum Teil keiner Zulassung
bedurften. Soweit mit einer Berufung mehrere selbstständige Ansprüche geltend ge-
macht werden, sind nach herrschender Meinung die geltend gemachten Ansprüche zur
Bestimmung des Wertes des Beschwerdegegenstandes entsprechend § 202 SGG iVm
§ 5 Zivilprozessordnung (ZPO) zusammenzurechnen (vgl. BSG, Urteil vom 25.02.1966
- 3 RK 9/63 - BSGE 24, 260; Urteil vom 05.02.1998 - B 11 AL 19/97 R - NZS 1998, 580);
dies soll auch gelten, wenn das SG mehrere Klagen verbunden und über diese anschlie-
ßend mit einem Urteil entschieden hat (vgl. BSG, Urteil vom 08.10.1981 - 7 RAr 72/80 -
juris), auch wenn § 5 Hs 1 ZPO nur die Zusammenrechnung mehrerer in einer Klage gel-
tend gemachter Ansprüche vorsieht. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bestimmung des
Werts des Beschwerdegegenstandes ist grundsätzlich die Einlegung der Berufung (§ 202
Satz 1 SGG iVm § 4 Abs 1 Satz 1 ZPO - ständige Rechtsprechung, vgl. BSG Urteil vom
13.06.2013 - B 13 R 437/12 B - juris mwN). Dem steht auch nicht entgegen, dass die
Verbindung der Ausgangsverfahren unsachgemäß war (vgl. Beschluss des Senates vom
30.09.2015 - L 11 AS 587/14), denn der Senat konnte sich vorliegend nicht davon über-
zeugen, dass das SG unter bewusster Missachtung der rechtlichen Voraussetzungen des
§ 113 Abs. 1 SGG, mithin willkürlich, die Verfahren miteinander verbunden hat (idS vgl.
BayLSG, Urteil vom 26.11.2015 - L 18 AS 669/15 - juris)

14 Die Berufung ist aber nicht begründet. Das SG hat die Klage auf Erstattung der Fahrkos-
ten zu den Meldeterminen am 13.09.2012 und 27.09.2012 (Ziffer III des Tatbestandes
und Entscheidungsgründe) zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 29.05.2013 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.08.2013 ist rechtmäßig und verletzt die
Klägerin nicht in ihren Rechten. Die Klägerin hat keinen Nachweis dafür erbracht, dass
ihr anlässlich der Wahrnehmung der Termine am 13.09.2012 und 27.09.2012 erstat-
tungsfähige Reisekosten entstanden sind.

15 Die notwendigen Reisekosten, die der meldepflichtigen Person und einer erforderlichen
Begleitperson aus Anlass einer Meldung entstehen, können auf Antrag übernommen
werden, soweit sie nicht bereits nach anderen Vorschriften oder auf Grund anderer Vor-
schriften des Sozialgesetzbuches übernommen werden können (§ 309 Abs. 4 SGB III iVm
§ 59 SGB II). Hinsichtlich des Umfangs der Kostenübernahme sind die Regelungen des
Bundesreisekostengesetzes (BRKG) heranzuziehen, denn sie stellen eine Präzisierung
der möglichen Leistungen dar und dienen einer nachvollziehbaren, kostendeckenden
und verwaltungseinfachen Pauschalierung (vgl. Urteil des Senates vom 27.03.2012 - L
11 AS 774/10 - juris). Hiernach werden entstandene Kosten für Fahrten auf dem Land-
oder Wasserweg mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln bis zur Höhe der
niedrigsten Beförderungsklasse erstattet (§ 4 Abs. 1 Satz 1 BRKG). Die Höhe der tatsäch-
lich entstandenen Kosten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist nachzuwei-
sen (vgl. Meyerhoff in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 4. Aufl. 2015, § 59 Rn. 47). Hier-
an fehlt es aber, so dass eine Kostenerstattung durch den Beklagten nicht in Betracht
kommt. Mit ihren Anträgen auf Kostenerstattung hat die Klägerin zwar geltend gemacht,
ein öffentliches Verkehrsmittel genutzt zu haben. In diesem Zusammenhang hat sie es
jedoch bereits unterlassen, die tatsächlich angefallenen Kosten zutreffend zu bezeich-
nen, denn die von ihr genannten 4,40 € (je Meldetermin) beziehen sich offenkundig auf
die für 22 km (dies entspricht der Hin- und Rückfahrstrecke zwischen der Wohnung der
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Klägerin und der Behörde des Beklagten) rechnerisch zu ermittelnde Wegstreckenent-
schädigung nach § 5 Abs. 1 BRKG, wonach für Fahrten mit anderen als den in § 4 BRKG
genannten Beförderungsmitteln eine Wegstreckenentschädigung gewährt wird (Satz 1),
die bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges (Kfz) oder eines anderen motorbetriebenen
Fahrzeuges 0,20 € je Kilometer zurückgelegter Strecke, höchstens jedoch 130,00 € be-
trägt (Satz 2). Soweit mit diesen Angaben aber unklar bleibt, ob und welches öffentliche
Verkehrsmittel die Klägerin benutzt hat, und ob sie einen Fahrschein regulär gelöst hat,
bestand auch kein Anlass, einen Kostenaufwand für die Anreise mit einem öffentlichen
Verkehrsmittel von Amts wegen zu ermitteln, denn es gibt keinen Hinweis darauf, dass
der Klägerin ein tatsächlicher Kostenaufwand entstanden wäre.

16 Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, dass die Erstattung der Reisekosten unter Beach-
tung des Gleichbehandlungsgrundsatzes geboten wäre. Die von der Klägerin geltend ge-
machte Wegstreckenentschädigung von 0,20 € je zurückgelegtem Kilometer hätte sie
nur zu beanspruchen, wenn sie ein Kfz oder ein anderes motorbetriebenes Verkehrsmit-
tel (iSd § 5 Abs. 1 BRKG) für die Anreise genutzt hätte, was jedoch ihren eigenen Anga-
ben zufolge nicht geschehen ist. Unabhängig davon wird die Anreise mit einem Fahr-
rad lediglich mit 5,00 €/ Monat bei viermaliger Nutzung je Monat (§ 5 Abs. 3 BRKG iVm
§ 16 BRKG und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundesreisekostengesetz
- BRKGVwV - dort 5.3.1) und eine Anreise zu Fuß überhaupt nicht abgegolten. Insoweit
verkennt die Klägerin, dass derjenige, der es unterlässt ein öffentliches Verkehrsmittel
zu nutzen, die Wegstreckenentschädigung nach § 5 Abs. 1 BRKG nicht unabhängig von
der Art der Beförderung erhält, sondern damit lediglich eine pauschale Abgeltung seines
tatsächlichen, durch den Betrieb des Kfz entstandenen Aufwandes zu beanspruchen hat,
wobei auch hier die Entstehung des Aufwandes, d.h. die Nutzung des Kfz grundsätzlich
nachzuweisen ist.

17 Nach alledem war die Berufung zurückzuweisen.

18 Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.

19 Gründe, die Revision gemäß § 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

 
 


